
Ein ··Quentchen · Macht 
Hohe Auflageziffern wirken auf die Wmbeein
nahmen zurück.· Auf dem Werbemark-t ist' die . 
_,.Bild"-Zeitung die auflagenstärkste Tag~szei
tung mit einem Anzeigenpreis von DM 14L440,
pro Seite, die „Hör ·zu " die auflagenstärkste 
Wochenzeitschrift Europas mit DM ·5766.0,
pro Seite (1965). Beispielhaft ist der Berliner 
Markt : der Anteil an Mar~enartikelanzeigen 
stieg von 1960 bis 1964 von 39 % auf 50 %, 
bei „sonstigen Anzeigen " von 50 % auf 62·%; 
bei den übrigen Zeitungen nahm der Gesamt
umfang der Markenartikelinsertion um 15 _0/o ab; 
der Konzern steigerte im gleichen Zeitraum 
sein lnsertion.svolumen um 79 %, die übrige 
Presse um 15 %. 

Pressefreiheit im organisierten Kap,talismus 

„Wer wie ich ein Quentchen Macht in der Hand 
hält, weiß, daß für ihn mehr Fallstricke ge
spannt sinc! als für andere Menschen. 

1 

Ich habe diesen Zipfel Macht nicht ererbt. Sie 
ist mir von den Lesern meiner Zeitungen ....: er
lauben sie mir das grobflächige Bild - ver
liehen worden. Deshalb betrachte ich sie auch 
nur als Lehen. 

Das, was man gemeinhin als die Macht des 
Zeitungsverlegers bezeichnet, hat wenig in 
sich, was zum Machtmißbrauch verführen könn
te. Sie reicht nicht weit, sie verändert nicht die 
Geister und beeinflußt kaum die Ereignisse. 
Und das ist auch gut so. " Axel Springer 

In den sozialstaatlichen Massendemokratien 
wird politische Herrschaft durch öffentliche 
Meinung legitimiert. Der im Prinzip der Volks
souveränität angelegte Diskussionszusammen
hang umfaßt parteipolitische Propaganda und 
meinungsbildende Information: freier Mei
nungsaustausch, publizistisch vorbereitet, ist 
konstitutiv für die Demokratie. Jeder Staats
bürger hat das Recht, an der „öffentlichen Dis
kussion über Gegenstände von allgemeiner 
Bedeutung" teilzunehmen; öffentliche Meinung 
bildet „sich im freiheitlich demokratischen 
Staat notwendig pluralistisch im Widerstreit 
verschiedener und aus verschiedenen Motiven 
vertretener, aber jedenfalls in Freiheit vorge
tragener Auffassungen, vor allem in Rede _und 
Gegenrede ... " 1 ; entsprechend deutet sich 
Publizistik als „Funktionselement von Staat 
und Gesellschaft" 2• 

Gesellschaftliche Kommunikationsfreiheit be
stimmt sich unter soziologischem Aspekt als 
chancengleiche Teilhabe aller Bürger <1m „öf
fentlichen Zeitgespräch ", jenem ungesteuerten 
Prozeß öffentlicher Diskussion. Meinungs-, 
Rede- und Pressefreiheit garantieren den 
Prozeß öffentlicher Meinung 3 und legen 
die publizistischen Organe auf die Prin
zipien des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates fest. Pressefreiheit verbürgt ein 
subjektives Grundrecht für Journalisten und 
Verleger, objektiv die Institution „Freie Presse". 
„ Das . Grundrecht der Pressefreiheit erschöpft 
sich nicht schon in der in Artikel 5 Abs. 1 GG 

~ antierten Freiheit der Meinungsäußerung 
:::,::;---U, ,u' Meinungsverbreitung durch die Presse, 

sondern gewährleistet darüberhinaus die insti- · 
tutionelle Eigenständigkeit der Presse von der 
Beschaffung der Information bis zur Verbrei
tung der Nachricht und Meinung"•. 

In der kapitalistischen Ökonomie sind diese 
Informationsaufgaben mit marktwi rtschaftlicher 
Werbung verknüpft, unterliegen die Massen
medien als Betriebssysteme den Gesetzen 
von Produktion und Konsumtion. Mit der 
vorgeblich informativen Funktion, der Unter
richtung des Verbrauchers, werden private 
Interessen formaljuristisch in öffentliche um
funktioniert: die Konkurrenz privater Interessen 
legitimiert sich damit innerhalb des öffent
lichen Streits von Meinur;igen; umgekehrt be
anspruchen die werbetreibenden Unternehmen 
das der Sphäre des Warenverkehrs zuzurech
nende Grundrecht wirtschaftlicher Entfaltungs
freiheit. · 
Durch Werbung werden die öffentliche Ver
breitung und Vertrauensstellung der Massen
medien manipulativ privaten Interessen nutz
bar gemacht, ohne daß diesen ökonomisch 
motivierten Interessen eine gleichsam separierl!e 
Öffentlichkeit entsprechen würde. Reklame tritt 
mit dem Anspruch öffentlicher Geltung auf. 
„Eine Trennung der publizistischen Funktionen 
in ein öffentliches Räsonnement der Privat
leute als Publikum und in eine öffentliche 
Präsentation je ind_ividueller oder kollektiver 
Privatinteressen (hätte) die Öffentlichkeit im 
wesentlichen unberührt lassen können. Zur 
Ausbildung einer solchen, von der politischen 
gleichsam abgespaltenen ökonomischen Öf
fentlichkeit eigener Provenienz ist es aber nicht 
gekommen; die publizistische Darstellung pri
vilegierter Privatinteressen war vielmehr von 
Anbeginn an auch init politischen Interessen 
verquickt" 5• 

Zwar fingiert die Trennung von Text- und 
Anzeigenteil bei Tageszeitungen, Programm 
und Werbung bei Fernsehen und Rundfunk, 
eine Trennung privater und öffentlicher Inter
essen. Anzeigen werden jedoch an optisch 
günstigen Punkten abgedruckt, Fernsehspots 
in Zeiten mit starker Sehbeteiligung gesendet 
und in „publikumswirksame" Programme ein
gebettet. Informationen und Konsumanreize 
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von Claus Rolshausen 
gleichen sich an. Nachrichten werden nach 
ihrer Verkäuflichkeit aufbereitet. Werbung 
infiltriert unkenntlich in den redaktionellen 
Teil: Anzeigenaufträge sind oft von redak
tioneller Reklame abhängig; wissenschaft
liche Ergebnisse, die dem lnserenteninteresse 
widersprechen, werden nicht publiziert. Im Zei
tungsbild und telegen aufbereiteter, in Wer
bung eingebetteter Information schließlich ge
hen Reklame für das Medium, den Absatz 
von Waren und Dienstleistungen und fü r 
das kapitalistische System selbst ineinander 
über. .,Die geweckte Bereitschaft der Kon
sumenten ist durch das falsche Bewußtse in 
vermittelt, · daß sie als räsonierende Privat
leutl;) an öf~entlicher Meinung mitwirken", 
obgleich „das ,allgemeine Interesse', auf des
sen Basis allein eine rationale Übereinstim
mung öffentlich konkurrierender Meinungen 
zwanglos sich einspielen könnte, . .. in dem 
Maß geschwunden (ist}, in dem die publizisti
schen Selbstdarstellungen privilegierter Privat
interessen es je für sich adoptierten" 6 • 

Einnahmen aus Werbung gehen in die betriebs
wirtschaftliche Kalkulation ein: als materielles 
Substrat der „öffentlichen Aufgabe" der Presse 
und als zusätzliche Finanzierung der Rund
funkanstalten gewinnen sie politischen Sjellen
wert; Vertriebserlöse decken nur 40 Prozent 
aller Kosten. Im Maß der Kommerzialisierung 
der Medien wird Kommunikation tendenziell 
zur Funktion der von der Werbeindustrie ge
steuerten Ausgaben; eng mit der zyklischen 
Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft ver
bunden wird sie in Rezessionen zur bloßen 
Kommunikation privater Interessen. 
Kommunikation bleibt gegenüber der Univer
salisierung des Tauschverhältnisses auf alle 
gesellschaftlichen Bereiche und der Verselb
ständigung expandierender Verwaltung zur 
bloßen Herrschaftsform nicht immun. Sie voll
zieht sich in Wirtschaftsunternehmen, die Ren
tabilitätskrite rien unterliegen und wie andere 
kapital- und lohnintensive Großunternehmen 
unter konkurrierenden Konsuminteressen är
beiten; diese Unternehmen produzieren hoch-

. gradig arbeitsteilig und mit wachsendem 
Kostenaufwand. _ 
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Innerhalb eines gesamtwirtschaftlichen Kon
zentrationsprozesses gleichen sich die Be
triebsformen der Presse den schon bestehen
den, auf sendetechnischen Gegebenheiten 
beruhenden Oligo_g_olen der Rundfunk- und 
Fernsehsysteme a'..aüer Anteil der Konzerne 
an der Zuwachsri<:\8, des volkswirtschaftlichen 
Umsatzes erhöht sich relativ stärker als der 
mittlerer Unternehmen : 1960 bestreiten 50 
Industrieunternehmen mehr als ein fünfte l des 
Gesamtumsatzes; ähnliche Ergebnisse gelten 
für Handel, Banken und Versicherunge_n. Die 
Zusammenfassung von Betrieben durch weni
ge Großunternehmen vollzieht sich ohne Publi
zität und ist nur für Teilbereiche untersucht'. 
Presse-Konzerne sind steuerlich begünstigt, 
rationalisieren Kostensteigerungen bei Her
stellung, Anzeigenakquisition und Vertrieb und 
optimalisieren Absatzgrößen; sie bestimmen 
Lohnniveau, Bezugs- und Anzeigenpreise und 
haben eine starke Marktstellung gegenüber 
den Grossisten. 
Nach der Rechtsprechung des BVerfGE ist der 
Staat verpflichtet, Meinungsmonopole zu ver
hindern: .,Freie Gründung von Presseorganen, 
freier Zugang zu den Presseberufen, Auskunfts
pflicht der Behörden sind prinzipielle Forde
rungen daraus, (daß der Staat dem Postulat 
der Freiheit der Presse Rechnung tragen muß 
C. R.); doch ließe sich etwa auch an eine Pflicht 
des Staates denken, Gefahren abzuwehren, die 
einem freien Pressewesen aus der Bildung von 
Meinungsmonopolen erwachsen könnten." 8 

Eine fehlende Gesetzinitiative wird mit den 
noch nicht abgeschlossenen Untersuchungen 
der Wettbewerbskommisssion begründet. In
zwischen hat die „ Kommission zur Untersu
chung der Gefährdung der wirtschaftlichen Exi
stenz von Presseunternehmen und der Folgen 
der Konzentration für die Meinungsfreiheit in 
der Bundesrep_ublik" Empfehlungen vorgelegt. 
In/der Bundesrepublik gibt es keine amtliche 
Pressestatistik; nach sekundären Quellen pu
blizierte Zahlenangaben erlauben keinen fort
laufenden Vergleich. Erhebungen mit divergie
rehden typologischen Unterscheidungen ver
schleiern die wahre Pressestruktur, da in ihnen 
redaktionelle Abhängigkeiten und Verpflech
tungen nicht zum Ausdruck kommen. Im Zei
tungsgewerbe selbst ist die Diskussion über 
Konzentrationstendenzen weitgehend tabuiert. 
Die Zahl der Titel - 1965 waren es 1 252 mit 
20,1 Mio Auflage - ist irreführend: lediglich 
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183 „publizistische Einheiten" (1967: 157) redi
gieren den politischen Teil aller Tageszeitun
gen: 12 Verlagsgruppen mit .21 Einzelverlagen 
- 577 waren 1963 in der Bundesrepublik tätig -
geben zwei und mehr Tageszeitungen heraus ; 
ihr Auflagenanteil beträgt dam it 42,5 %. 

Tabelle 1 : 
Publizistische Einheiten und Auflagenhöhe 
kumuliert in Prozent9 

Gesamtauflage 
in Tausend 
über 1 000 
250 - 1 000 
200 - 250 
150 - 200 
100 - 150 

60 - 100 
40 - 60 

unter 40 

Publizistische 
Einheiten % 

100 
99 
96 
92 
87 
78 
62 
53 

Auflage 
% 

100 
79 
67 
57 
47 
35 
21 
16 

45 große Zeitungen (Auflage über 100000) be
herrschen den Markt: ihr Auflagenanteil stieg 
innerhalb der letzten 12 Jahre auf 75 Prozent; 
entsprechend verringert sich der der Klein- und 
Mittelpresse. 

III 
Der Springer-Konzern besteht aus über zehn 
Verlagen, die mit der Rechtsform der Kom
manditgesellschaft oder GmbH vor Publizität 
geschützt sind. Der Anteil an der Gesamtauf
lage aller deutschen Tageszeitungen (Bundes
republ ik mit Westberlin : 17,5 Mio) betrug 1965 
etwa 30%. 

Tabelle 2: 
Springer-Konzern: Verkaufsauflage der 
Tageszeitungen 

in Tausend 
Bild 
Berliner Zeitung (BZ) 
Hamburger Abendblatt 
Berliner Morgenpost 
Die Welt 
Insgesamt 

4346,1 
332,6 
319,6 
235,7 
244,9 

5 478,9 

Der reale Einfluß ist du rch die Zusammenarbeit 
mit anderen Verlagen .noch größer. Manche 
Kapazitäten werden du rch Auft ragsd ruck reg io
naler Ausgaben der Bildzeitung erst ausge
lastet, andere Zeitungen damit indirekt sub
ventioniert. 

IV 

In der politischen Übersetzung ökonomisch 
begründeter Interessen wird der objektive 
Sinn der Institutionen von Kommunikation 
- Unterrichtung, Demokratisierung, Verstän
digung zwischen den verschiedenen Gurppen 
der Gesellschaft - man ipulativ gewendet : das 
räsonnierend ·vorgestellte Publi kum wird in 
den Prozeß des Interessenausgleichs nur 
akklamativ einbezogen. In das System wis
senschaftlich geplanter und praktizierter In
teressentretung gehen die zur einfachen 
Reproduktion zu rückgebi ldeten ideologischen 

. Prozesse ein und können inhaltlich als 
Momente der industriell gesteuerten Massen
kultur beschrieben werden: dabei erscheint 
Manipu lation unter doppeltem Aspekt 
in den spezifischen Inhalten von Kommuni-:. 
kation und in der normativen Verbreitung von 
Ideen, die sich zu einem Selbstverständnis der 
Massenmedien zusammenschließen, das sich 
gegen Kritik immunisiert. Formulieren genuin 
ökonomisch begründete Interesseng ruppen wie 
die Werbeagenturen und Markenverbände le
diglich ihr Interesse an dem Medium als wir
kungsvollem Instrument zur Absatzförderung, 
so entziehen sich die Massenmedien dem Zu
sammenhang mit Bedingungen ökonomischer 
Reproduktion durch den unbefragt vorausge
setzten Anspruch, konstitutiv fur das demo
kratische System zu sein. 
Der Anspruch aber, in einer Diskussion Gleich
berechtigter zwischen den Mitgliedern einer 
Gesellschaft zu vermitteln und den individuel
len Anspruch auf Selbstbestimmung zu artiku
lieren wird in dem Maß zur Ideologie, in dem 
sich Kommunikat ion nach Maßgabe ökonomi-
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Berliner Morgenpost vom 4. 6.1967: . . . ei,n Quentchen Irrsinn 

Tabelle 3: 

Springer-Konzern : Verkaufsauflage der 
Sonntagszeitungen 

Bild am Sonntag 
Welt am Sonntag 
Insgesamt 

in Tausend 
2 669,1 

420,5 
3 089,6 

Der Konzern dominiert die Zeitungsmärkte 
- Berlin und Hamburg: mit 4 bzw. 7 Tageszei

tungen erreicht er jeweils 68 0/o der Gesamt
auflage. Der Marktanteil der Zeitschriften be
trägt 13,5 %. 

Tabelle 4 : 
Springer-Konzern: Verkaufsauflage der 
Publ ikumszeitschriften 

Hör Zu 
Das Neue Blatt 
Eltern 
Funkuhr 
Bravo / ok 

. twen 
Kicker 
Insgesamt 

in Tausend 
3932,5 
1 027,0 

969,1 
732,1 
718,7 
120,2 
147,1 

7 646,7 

scher Bedingungen ausformt. Die Integration 
privater Interessen, ökonomisch funktionieren
der Auswahlmechanismen und die Tabuierung 
der lntermed ienkontrolle überformen die „öf
fentliche Aufgabe". Innerhalb industrialisierter 
Informations- und Kommunikationssysteme 
werden kollektive, das demokratische Poten
tial fo rtlaufend schwächende Verhaltensweisen 
entwickelt : der Prozeß der Industrialisierung, 
schafft die Voraussetzungen der Induktion von 
Bewußtsein. Kapitalkonzentration und Mono
pol isierung des technischen Verbreitungsappa
rates und der Trägerorganisationen, Lizenzie
rungssysteme konstituieren Machtpositionen, 
die sich den Interessen der Individuen. entzie
hen und die Durchsetzung partikularer Inter-
essen ermöglichen. . 
Liberale Kritik empfiehlt Auflagen beschrän
kung. Voraussetzung dafür wäre ein von ·der 
Großen Koalition verabschiedeter Ge~etzent-_ 
wurf, Freilich ble ibt das Grundproblem unge
löst - die Verknüpfung von Kommunikation 
mit der Sphäre des Warenverkehrs. Publizistik 
kann ih re kri tische Funktion nur als öffentli.ches 
Räsonnement in einer Gesellschaft, frei assozi
ierter Individuen zur.ückgewinnen: die Auflö
sung der Konzerne ist der Anfang. 
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